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Die sudanesische Krisenprovinz Darfur im Oktober 2006: 
Während die Vereinten Nationen (VN) von der größten 

humanitären Katastrophe der Gegenwart und die Regie-
rung in Washington sogar von einem Völkermord spricht, 
ist die Zukunft der Friedenstruppe AMIS (African Union Mis-
sion in Sudan) weiter ungeklärt. Nach dem anfänglichen 
Enthusiasmus der internationalen Gemeinschaft war die Kri-
tik an den „Grünhelmen” der Afrikanischen Union (AU) seit 
Anfang des Jahres kontinuierlich gewachsen. Menschen-
rechtsorganisationen aber auch die Vertreter europäischer 
Staaten und der USA warfen den 7.200 afrikanischen Sol-
daten vor, den Tod von mehr als 250.000 Menschen und 
die Vertreibung von weiteren 2,5 Millionen Menschen nicht 
verhindert zu haben. Angetreten mit dem Mandat den 
„humanitären Waffenstillstand” vom April 2004 (im Mai 2006 
zum Darfur Peace Agreement erweitert1) zwischen den su-
danesischen Regierungsmilizen und den Vertretern der ver-
schiedenen Rebellengruppen zu überwachen, ist die AMIS 
auf die fi nanzielle und logistische Unterstützung der westli-
chen Geberstaaten angewiesen. Während der Sicherheits-
rat in New York mit der Resolution 1706 die Ablösung der 
AMIS durch eine Blauhelmtruppe mit dreifacher Sollstärke 
bis Ende des Jahres fordert, weigert sich die Regierung von 
Präsident al-Bashir in Khartum, der Entsendung westlicher 
Soldaten nach Darfur zuzustimmen. Im September 2006 
schien es für einige Wochen, als ob AMIS sich nach dieser 
Entscheidung sogar zurückziehen und die Zivilbevölkerung 
in Darfur gänzlich schutzlos bleiben würde, bis die Afrika-
nische Union sich doch zu einer Mandatsverlängerung bis 
Ende des Jahres durchrang.

Der Einsatz der AMIS in Darfur ist verschiedentlich zum Test-
fall für die neue afrikanische Sicherheitsarchitektur stilisiert 
worden, doch bevor das Scheitern des Einsatzes attestiert 
wird, sollten in diesem BICC Focus die Hintergründe und Ein-
satzbedingungen der Mission untersucht werden. Im Raum 
steht dabei die Frage, ob das Mandat und die der AMIS zur 
Verfügung stehenden Ressourcen ausreichen, um das fra-
gile Friedensabkommen effektiv zu überwachen. Auch die 
Rolle der westlichen Staatengemeinschaft, deren Position 
in den letzten drei Jahren mehrfach zwischen Ignoranz, 
Delegation von Verantwortung an die Afrikanische Union 
und humanitärem Interventionismus changierte, ist in ihrer 
Auswirkung auf den Konfl ikt kritisch zu hinterfragen.
 
Darfur: Politisierte ethnische Gewalt an der 
sudanesischen Peripherie

Lange überschattet vom Bürgerkrieg im Süden des Sudan 
werden die komplexen Ursachen des aktuellen Konfl ikts in 
Darfur international kaum verstanden. Die Wahrnehmung 
des Westens wird durch die Bilder von verarmten afrikani-
schen Vertriebenen auf der Flucht vor arabischen Reiter-
milizen dominiert. Dabei geraten die politischen und sozio-
ökonomischen Ursachen der Gewalt in den Hintergrund. 
An der Westgrenze Sudans gelegen, ist Darfur in den Wor-
ten des Afrikaexperten Alex de Waal ein „Gefangener sei-
ner Geographie”2. Weit entfernt vom wirtschaftlichen und 
politischen Herzen des Landes, dem prosperierenden Nil-
tal, ist das ehemals mächtige Sultanat der Fur seit seiner 
Einverleibung in den sudanesischen Staatsverband 1916 
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systematisch vernachlässigt worden. Wie die ehemalige 
Kolonialmacht Großbritannien, versuchte nach der Unab-
hängigkeit 1956 auch die sudanesische Zentralregierung in 
Khartum, die Bevölkerung Darfurs entlang ethnischer Linien 
zu beherrschen. Sie vernachlässigte jedoch die Entwicklung 
der zunehmend marginalisierten Provinz, in der 1984/85 
eine schwere Hungersnot herrschte. Als Vorläufer des heu-
tigen Konfl ikts gelten insbesondere die bewaffneten Ausei-
nandersetzungen der 1980er Jahre, die nach anhaltenden 
Dürren vornehmlich um knapper werdende Ressourcen 
ausgetragen wurden3. 

In den vergangenen Jahrzehnten kam eine ethnische Di-
mension des Konfl ikts hinzu. Während die Identität der 
verschiedenen afrikanischen und arabischen Bevölke-
rungsgruppen jahrhundertelang durch Produktionsweise 
und Siedlungsgebiet bestimmt waren und „Mischehen” 
zwischen unterschiedlichen Gruppen zum Alltag gehör-
ten, manipulierte die Regierung in Khartum nun das fragile 
Gleichgewicht durch das auch in anderen Landesteilen 
praktizierte Modell der gezielten Bewaffnung von Friendly 
Forces. In Darfur bedeutete dies konkret die Bevorzugung 
von arabischen Bevölkerungsgruppen gegenüber der afri-
kanischen Bevölkerung, wobei seit den 1980er Jahren auch 
die Verbreitung von rassistischem Gedankengut einer ara-
bischen Überlegenheit in Teilen der politischen Führung 
Darfurs hinzukam. Die Wurzeln dieser unter dem Namen Ta-
jamu al Arabi („Afrikanische Sammlung”) bekannte Bewe-
gung können bis in die Zeit „libyscher Expansionsträume“ 
(1980er Jahre) im Sahararaum zurückverfolgt werden. Dazu 
kommt eine internationale Dimension: Zwischen 1987 und 
1989 diente Darfur als Rückzugsraum von libysch unterstütz-
ten Oppositionsgruppen aus dem Tschad, deren bewaff-
nete Mitglieder anschließend zum Teil in der Region ver-
blieben4. Auch der Bürgerkrieg im Süden des Sudans und 
die Machtkämpfe der herrschenden Islamisten in Khartum 
hatten Auswirkungen auf Darfur. So werden dem Justice 
and Equality Movement (JEM) Verbindungen zum Popular 
Congress, der Partei des Islamisten Hassan al-Turabi, nach-
gesagt, der seine konfl iktreiche Zusammenarbeit mit Präsi-
dent al-Bashir Ende der 1990er Jahre aufgab. Die Sudan Li-
beration Army (SLA) dagegen unterhält ihrerseits politische 
und militärische Verbindungen zur Sudan People’s Libera-
tion Army (SPLA), der Rebellengruppe aus dem Süden des 
Landes. Beide bewaffnete Gruppen äußerten Kritik an der 
Vernachlässigung der Provinz Darfur durch Khartum und 
forderten eine stärkere Beteiligung der Peripherie am wirt-
schaftlichen Aufschwung des Landes. Auf den Beginn der 
Guerillaoperationen durch die SLA Anfang 2003 antwortete 

die Regierung mit Luftangriffen auf afrikanische Dörfer und 
– nach altem Muster – mit der Bewaffnung von arabischen 
Milizen, die als Janjaweed bekannt wurden. Auch die po-
tentiell ertragreichen Ölquellen im Süden Darfurs könnten, 
ebenso wie im Südsudan, einen Einfl uss auf die Konfl iktdy-
namik haben5.

Ignorieren, diskutieren, delegieren: 
Die internationale Gemeinschaft und die 
Darfur-Krise

In den ersten Monaten der Krise wurde die internationale 
Aufmerksamkeit durch die Friedensverhandlungen zwi-
schen der Regierung in Khartum und der SPLA dominiert. 
Zwar versuchten verschiedene Regierungen auf dem Ver-
handlungsweg eine diplomatische Lösung auch für Darfur 
zu fi nden. Um die Friedensverhandlungen im Süden des 
Landes jedoch nicht zu gefährden, fi el der internationale 
Druck auf die sudanesische Regierung zunächst sehr gering 
aus und hinterließ bei vielen Beobachtern den Eindruck der 
Straffreiheit für die Ereignisse in Darfur 6.

Erst im April 2004 gelang es, unter der Schirmherrschaft des 
Tschads, das Humanitäre Waffenstillstandsabkommen zwi-
schen der Regierung und den Rebellen zu unterzeichnen, 
dessen Ziel in der verbesserten Versorgung der Flüchtlinge 
im Grenzgebiet zwischen Darfur und dem Tschad bestand. 
Die kontinuierliche Obstruktionspolitik der sudanesischen Re-
gierung und ihre Versuche, die ausländischen Regierungen 
gegeneinander auszuspielen, hatten einen großen Anteil 
an den nur zögerlichen Fortschritten. Hinzu kamen wider-
sprüchliche Interessen der beteiligten Regierungen, Kompe-
tenzgerangel um Führungsrollen und Einfl usssphären sowie 
nicht zuletzt die unzureichende politische Positionierung der 
Rebellen7. Die Handlungsfähigkeit der Vereinten Nationen 
wiederum wurde stark durch den mangelnden politischen 
Willen der Sicherheitsratsmitglieder eingeschränkt, eine kla-
rere Linie in Darfur zu verfolgen und ihrer Rhetorik mit deut-
licherem Engagement auf diplomatischer und militärischer 
Ebene Nachdruck zu verleihen. Daher gingen die Beiträge 
der internationalen Gemeinschaft zunächst nicht über das 
humanitäre Feld hinaus8 .

Obwohl der Sicherheitsrat bereits Mitte 2004 eine Frist zur 
Entwaffnung der Milizen verhängt hatte, ließ er sie wieder-
holt ungestraft verstreichen und verließ sich immer wieder 
auf mündliche Zusagen aus Khartum. Auch die folgenden 
Resolutionen litten an ihrem Kompromisscharakter. Poli-



tische Interessen, wie das Beharren Chinas und Russlands 
auf dem Prinzip der Nichteinmischung in innere Angelegen-
heiten und die enge Zusammenarbeit Washingtons mit den 
sudanesischen Sicherheitsbehörden im „Krieg gegen den 
internationalen Terrorismus”, standen schärferen Formulie-
rungen und der konsequenten Durchsetzung effektiver Re-
solutionen ebenso entgegen wie wirtschaftliche Interessen, 
wie z.B. der Handel mit Waffen und Öl9.

Afrikanische Antworten auf afrikanische Proble-
me: Die Afrikanische Union in Darfur

Aufgrund der politischen und militärischen Impotenz der 
Vereinten Nationen im Fall von Darfur stieg das Interesse 
an einem alternativen regionalen Sicherheitsakteur. Die-
ser fand sich in der Afrikanischen Union, die sich nach ihrer 
Neugründung 2002 verstärkt als sicherheitspolitischer Faktor 
etablieren konnte und mit einer Friedensmission in Burundi 
auch über erste Erfahrungen in diesem Bereich verfügte. 
Sowohl die Ausstattung als auch das Mandat von AMIS 
waren jedoch unzureichend: “They were told to monitor the 
ceasefi re, but when they arrived, they were challenged by 
the situation and the expectations placed upon them to 
respond to humanitarian issues and the protection of the 
civilian population”10. 

Die im Juli 2004 entsandte kleine Gruppe von Militärbe-
obachtern verfügte lediglich über das Mandat, die Ein-
haltung des Waffenstillstandsabkommens zu überwachen, 
während ihre eigene Sicherheit durch zusätzliche Soldaten 
gewährleistet werden sollte. Charakterisiert wurde AMIS von 
Beginn an durch den Mangel an wichtigen Ressourcen: 
Logistik, Transportkapazitäten sowie qualifi ziertes Personal. 
Ohne Fahrzeuge und mit lediglich zwei Satellitentelefonen 
ausgestattet, war es unmöglich, ein Gebiet von der Größe 
Frankreichs zu überwachen. Entgegen der Annahme, die 
Regierung des Sudans werde nach der Unterzeichnung des 
Waffenstillstands den Schutz der Bevölkerung sicherstellen11, 

verfolgte Khartum ab Oktober 2004 vielmehr eine offensive 
militärische Strategie in Darfur aus Luftangriffen und der ge-
zielten Vertreibung von Teilen der Zivilbevölkerung, welche 
die humanitäre Situation weiter eskalieren ließ. 

In der Folge wurden die Zusammensetzung sowie das Man-
dat von AMIS jedoch sukzessive ausgeweitet und AMIS II 
(Oktober 2004) bzw. AMIS IIE (enhanced; April 2005) ins Le-
ben gerufen. Ergänzt um eine Polizeikomponente und mit 
der Befugnis „zur allgemeinen Sicherheitslage in Darfur bei-
zutragen”, litt jedoch auch AMIS II unter dem Mangel an 

unmissverständlichen und allgemein bekannten Einsatz-
regeln. Verzögerungen bei der Truppenaufstellung und 
Finanzierungslücken behinderten zudem die Umsetzung 
des Mandats, obwohl der AU zugute gehalten wird, dass 
AMIS-Truppen trotz der Widrigkeiten versuchten, dort, wo 
sie präsent waren, zu einer Verbesserung der Sicherheitsla-
ge beizutragen. 

Nachdem mit AMIS IIE dem Schutz der Bevölkerung Priori-
tät eingeräumt worden war, verfolgte die Regierung des 
Sudan weiterhin eine Verzögerungstaktik, indem sie Ende 
2005 die Auslieferung von 105 von Kanada gespendeten 
und dringend benötigten gepanzerten Mannschaftstrans-
portwagen behinderte. Zugleich nahmen direkte Angriffe 
auf AMIS-Truppen zu, an denen auch Regierungssoldaten 
teilgenommen haben sollen. Insgesamt hat sich die Si-
cherheitslage seit Oktober 2005 daher weiter verschärft12. 
Auch die Unterzeichnung des erweiterten Darfur Peace 
Agreement durch die Regierung und einer Fraktion der in-
zwischen gespaltenen SLA im Mai 2006 hat daran nichts 
geändert. Vielmehr gibt es Anzeichen dafür, dass sich Tei-
le der SLA mittlerweile zu einer Regierungsmiliz entwickelt 
haben13, während die anderen Rebellengruppen ihre Ak-
tivitäten in der Provinz ausweiteten. Die AMIS-Truppen, seit 
dem Friedensabkommen zusätzlich mit der Überwachung 
des Entwaffnungsprozesses und der Demobilisierung der 
Konfl iktparteien beauftragt, sahen sich aufgrund ihres Res-
sourcenmangels zu einem teilweisen Rückzug gezwungen, 
was sie in den Augen der Bevölkerung weiter diskreditiert 
und dem Eindruck der Parteilichkeit auf Seiten Khartums 
Vorschub geleistet hat.

Beobachter in Khartum weisen der Darfurkrise das Poten-
tial zu, das Überleben des Regimes in Khartum und den 
Friedensprozess im Südsudan zu gefährden14. Während die 
Regierung al-Bashir die Präsenz westlicher Soldaten der 
Blauhelmtruppe UNMIS (United Nations Mission in Sudan) 
im Süden des Landes tolerieren, ist ihre Präsenz in Darfur 
zu einer Überlebensfrage für die sudanesische Regierung 
geworden. Radikale Kreise im Nordsudan drohen mit ge-
waltsamen Aktionen, wenn die sudanesische Regierung 
einer Ausweitung der VN-Mission nach Darfur zustimme. 
Gleich zeitig wächst innerhalb der westlichen Staatenge-
meinschaft der Ruf nach einer humanitären Intervention 
auch ohne ein Mandat der Vereinten Nationen, etwa im 
Rahmen der NATO. Angesichts einer möglichen „Irakisie-
rung” des Sudans als Folge eines solchen Szenarios, lohnt 
sich die Frage, wie die Afrikanische Union als zur Zeit einzi-
ger von Khartum akzeptierter Friedensakteur gestärkt wer-
den kann.  
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Die Afrikanische Union als regionaler Sicherheits-
akteur

Die Sicherheitsarchitektur der Afrikanischen Union ist im Ver-
gleich zu ihrer Vorgängerorganisation Organization of Afri-
can Unity (OAU) ein sehr viel ambitionierteres Projekt, wel-
ches jedoch noch in den Kinderschuhen steckt. So besteht 
der Friedens- und Sicherheitsrat der AU lediglich seit Dezem-
ber 2003 und der Auf- und Ausbau weiterer Strukturen ist 
erst für die nächsten Jahre geplant. Die Finanzierung dieser 
Mechanismen übersteigt die Möglichkeiten der AU-Mitglie-
der und so etablierte die Europäische Union auf Anfrage 
der AU die African Peace Facility (APF) zur Unterstützung 
afrikanischer Friedensoperationen im Rahmen des Europäi-
schen Entwicklungsfonds15. Seit Juni 2004 sind AMIS aus dem 
bis 2007 festgeschriebenen Fonds 212 Millionen Euro zuge-
kommen16, womit die europäische Entwicklungszusammen-
arbeit zum wichtigsten Finanzier der Mission aufgestiegen 
ist. Problematisch war dabei in der Vergangenheit vor al-
lem, dass die APF nicht zur Finanzierung von militärischer 
Ausrüstung eingesetzt werden darf, gerade in diesem Be-
reich aber in Darfur die größten Defi zite bestehen17. Auch 
wenn sich grundsätzlich die Frage stellt, ob Entwicklungs-
hilfegelder zur Finanzierung von militärischen Missionen ge-
nutzt werden sollten, bot diese europäische „Scheckbuch-
diplomatie” den westlichen Regierungen lange Zeit auch 
die Möglichkeit die eigene Passivität zu verstecken. 

Neben der materiellen Dimension litt der Einsatz der Afri-
kanischen Union aber auch unter dem Mangel an voraus-
schauender Planung und fehlenden Managementkapazi-
täten18. Zu Beginn des Einsatzes verfügte die AU über we-
niger Mitarbeiter im gesamten Sudan als eine mittelgroße 
Hilfsorganisation allein in Darfur, und diese wenigen Solda-
ten waren völlig überlastet: “The AU doesn’t even have the 
capacity to start building capacity”, so der Kommentar ei-
nes militärischen Beobachters19. Während mittlerweile kein 
Mangel mehr an Infanteristen besteht, fehlt es der AMIS an 
gut ausgebildeten Spezialisten in den Bereichen Signalauf-
klärung, Nachrichtendienst und Stabsdienst sowie an mo-
bilen Spezialkräften. In diesem Bereich – aber auch beim 
langfristigen Aufbau von institutionellen Fähigkeiten – ist die 
westliche Gebergemeinschaft gefragt. Zwar bestehen mit 
Einrichtungen wie dem Kofi  Annan International Peace-
keeping Training Centre (KAIPTC) in Ghana erste Ansätze 
zur gezielten Unterstützung afrikanischer Staaten beim Auf-
bau lokaler Kapazitäten, aber vielerorts verharren diese 
Initiativen noch im Anfangsstadium oder haben sich im Di-
ckicht der Entwicklungsbürokratien verfangen.

Die Afrikanische Union hat aus den ersten Erfahrungen so-
wie der Kritik an der Mission gelernt und das Mandat von 
AMIS beständig ausgeweitet. Gleichwohl stellt sich die Fra-
ge, wie der sudanesischen Regierung begegnet werden 
soll, welche die Mission permanent behindert. Dies gilt auch 
für die internationale Gemeinschaft, die zunächst dem Frie-
densprozess im Süden Priorität einräumte und es dabei ver-
säumte, beide Prozesse miteinander zu verknüpfen. Neben 
der immer wieder ins Spiel gebrachten „militärischen Opti-
on”, d.h. einer Intervention in Darfur ohne Zustimmung der 
Regierung in Khartum, existieren mit dem internationalen 
Strafgerichtshof und dem Instrumentarium internationaler 
Sanktionen weitere diplomatische Möglichkeiten, um Ein-
fl uss auf die sudanesische Führung zu nehmen20. Mit der Ver-
abschiedung der Resolution 1593 hat der VN-Sicherheitsrat 
im März 2005 die Situation in Darfur dem Internationalen 
Strafgerichtshof unterbreitet. Auch gezielte internationale 
Sanktionen – etwa Reisebeschränkungen gegen führende 
Persönlichkeiten des Regimes oder Embargos gegen die 
Ölindustrie, wie sie etwa von der International Crisis Group 
(ICG) gefordert werden21, – könnten geeignete Wege sein, 
um ein Einlenken der sudanesischen Regierung zu erzwin-
gen. Sie erfordern jedoch ein größeres Maß an Übereinstim-
mung zwischen den wichtigsten Vertretern im Sicherheitrsrat 
als in der Vergangenheit zu erkennen war. Gleichzeitig sind 
diese Schritte auch nicht ohne politisches Risiko: So mag die 
Furcht vor der Auslieferung von Angeklagten an den Straf-
gerichtshof ein Faktor bei der ablehnenden Haltung Khar-
tums gegenüber einer Blauhelmtruppe in Darfur sein.

Gesucht: Integrierte Konfl iktlösungsstrategien 
der internationalen Gemeinschaft

Der Darfur-Einsatz der Afrikanischen Union als „Testfall” für 
die neue afrikanische Sicherheitsarchitektur enthält aber 
auch eine Reihe von wichtigen Lehren für die internationale 
Gemeinschaft. So können sich die Regierungen der Indus-
triestaaten ihrer moralischen Verantwortung für die Men-
schen in Darfur eben nicht durch die Delegation an die AU 
(verbunden mit einer fi nanziellen Mitgift) entledigen. Es mu-
tet paradox an, dass eben jene westlichen Regierungen, 
denen es anfangs am politischen Willen für einen Einsatz 
der VN mangelte, die AU-Mission zunächst begrüßten, ihre 
Unterstützung zugleich vernachlässigten und schließlich die 
daraus unmittelbar resultierenden Unzulänglichkeiten als 
Grund für eine Ablösung durch eine Blauhelmmission ange-
ben. Schwerer noch wiegt jedoch das Versäumnis aller Be-
teilligten sich ernsthafte Gedanken über die politischen und 
sozio-ökonomischen Ursachen des Konfl iktes machen. Auch 
eine besser ausgerüstete internationale Truppe als die AMIS 
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hätte kaum eine Chance einen Frieden zu wahren, der von 
wesentlichen Akteuren in Darfur abgelehnt wird und des-
sen grundlegendes Vertragswerk (das Darfur Peace Agree-
ment) die Ursachen des Konfl iktes weitgehend ausklam-
mert. Die Frage, welchen Rückhalt die Rebellengruppen 
in der Bevölkerung von Darfur genießen, wurde während 
der Verhandlungen ausgeklammert. Gleichzeitig ist weder 
von europäischer Seite noch von der Afrikanischen Union 
jemals ein ernsthafter Versuch unternommen worden, mit 
den traditionellen Autoritäten oder mit Vertretern der Zi-
vilgesellschaft in Darfur in einen Dialog über notwendige 
Schritte zur Lösung des Konfl ikts zu treten.

Trotz der in Brüssel und in den anderen europäischen Haupt-
städten vielfach beschworenen Zielvorgabe einer integrier-
ten Konfl iktlösungsstrategie, die eine Verknüpfung von mili-
tärischen Maßnahmen mit Interventionen der Entwicklungs-
zusammenarbeit und diplomatischen Initiativen vorsieht, re-
duziert sich die Präsenz der westlichen Staaten in Darfur auf 
die humanitäre Hilfe. Die europäische Politik oszilliert weiter 
zwischen Ignoranz, Delegation und dem Ruf nach militäri-
schen Aktivismus. Dabei haben die Erfahrungen von AMIS 
gezeigt, dass auch regionale Lösungen ein substanzielles 
Engagement der internationalen Gemeinschaft erfordern, 
um eine Erfolgschance zu haben.
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